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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
OECD: Internationale Steuerreform schreitet weiter voran 
 
Laut einer Pressemitteilung der OECD vom 08. Oktober 2021 sind die 
technischen Arbeiten an der internationalen Steuerreform abgeschlossen. 

Von den 140 verhandelnden Staaten haben sich nun 136 der Erklärung über die 
Zwei-Säulen-Lösung für die steuerlichen Herausforderungen der 
Digitalisierung der Wirtschaft angeschlossen. Die Vereinbarung wird nun von 
allen Mitgliedern der OECD und G20 getragen, da auch Estland, Irland und 
Ungarn zugestimmt haben. Vier Länder – Kenia, Nigeria, Pakistan und Sri Lanka 
– haben sich der Vereinbarung noch nicht angeschlossen. Damit unterstützen 
nun alle EU-Mitgliedstaaten die Vereinbarung. 

Es gibt zwei wesentliche inhaltliche Änderungen zu dem bislang vorgestellten 
Konzept (siehe unseren Blogbeitrag). Bei der Säule 1 wurde der bislang noch 
nicht konkretisierte Anteil des Gewinns einer Unternehmensgruppe oder 
Geschäftssparte, der dem Ort der Produktvermarktung zugeordnet wird, 
auf 25% festgesetzt. Somit werden 25 Prozent der Gewinne über der 10-Prozent-
Marke (Rentabilität) den Marktstaaten zur Besteuerung zugewiesen. 

Für die Säule 2 wurde der effektive Steuersatz für die globale effektive 
Mindestbesteuerung nun auf 15% festgelegt. Ursprünglich war ein Steuersatz 
von mindestens 15% vorgesehen. 

Das Zwei-Säulen-Modell wird beim Treffen der G20-Finanzministerinnen und -
minister am 13. Oktober in Washington DC und danach beim Treffen der Staats- 
und Regierungsspitzen der G20 in Rom Ende Oktober vorgelegt. 

Die Länder beabsichtigen, 2022 ein multilaterales Übereinkommen zu 
unterzeichnen, das 2023 umgesetzt werden soll. Das Übereinkommen ist bereits 
in Arbeit und soll die Umsetzung der neu vereinbarten Besteuerungsrechte 
gemäß Säule 1 gestatten. Zudem soll das multilaterale Übereinkommen nötige 
Bestimmungen enthalten, um alle bestehenden Steuern auf digitalen 
Dienstleistungen und sonstigen unilateralen Maßnahmen zu stoppen und 
aufzuheben. Die OECD soll Mustervorschriften erarbeiten, mit denen Säule 2 in 
nationales Recht überführt werden kann. Dies soll 2022 geschehen, damit die 
neuen Regeln 2023 in Kraft treten können. 

Zu weiteren Informationen siehe auch den PwC Tax Policy Alert vom 08. Oktober 
2021. 

Fundstelle 

OECD, Pressemitteilung vom 08. Oktober 2021.  

 

BMF: Öffentlicher Ertragsteuerinformationsbericht (Öffentliches Country-by-
Country Reporting) 

https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.oecd.org%2Ftax%2Fbeps%2Fstatement-on-a-two-pillar-solution-to-address-the-tax-challenges-arising-from-the-digitalisation-of-the-economy-october-2021.htm&data=04%7C01%7Cnadja.nolting%40oecd.org%7C4e2d896bdf964d8157f908d98a8760ba%7Cac41c7d41f61460db0f4fc925a2b471c%7C0%7C1%7C637693136324561453%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000&sdata=CgvxIKfDar%2Bu8sR3oQBQKX%2F3fAs0KZQURcfxl6pRyAM%3D&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.oecd.org%2Ftax%2Fbeps%2Fstatement-on-a-two-pillar-solution-to-address-the-tax-challenges-arising-from-the-digitalisation-of-the-economy-october-2021.htm&data=04%7C01%7Cnadja.nolting%40oecd.org%7C4e2d896bdf964d8157f908d98a8760ba%7Cac41c7d41f61460db0f4fc925a2b471c%7C0%7C1%7C637693136324561453%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000&sdata=CgvxIKfDar%2Bu8sR3oQBQKX%2F3fAs0KZQURcfxl6pRyAM%3D&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.oecd.org%2Ftax%2Fbeps%2Fstatement-on-a-two-pillar-solution-to-address-the-tax-challenges-arising-from-the-digitalisation-of-the-economy-october-2021.htm&data=04%7C01%7Cnadja.nolting%40oecd.org%7C4e2d896bdf964d8157f908d98a8760ba%7Cac41c7d41f61460db0f4fc925a2b471c%7C0%7C1%7C637693136324561453%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000&sdata=CgvxIKfDar%2Bu8sR3oQBQKX%2F3fAs0KZQURcfxl6pRyAM%3D&reserved=0
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/07/12/bmf-oecd-erzielt-einigung-auf-arbeitsebene-bei-internationaler-steuerreform/
https://www.pwc.com/gx/en/tax/newsletters/tax-policy-bulletin/assets/pwc-136-countries-reach-agreement-on-a-new-intl-corp-tax-framework.pdf
https://www.oecd.org/berlin/presse/internationale-staatengemeinschaft-erzielt-bahnbrechende-steuervereinbarung-fuer-das-digitale-zeitalter.htm
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Um die Transparenz großer multinationaler Unternehmen zu erhöhen, hat die 
Europäische Kommission 2016 eine Änderung der Bilanzrichtlinie vorgeschlagen. 
Ziel ist ein öffentlicher Ertragsteuerinformationsbericht (sogenannter öffentlicher 
Country-by-Country Report) bestimmter Unternehmen. Der 
Wettbewerbsfähigkeitsrat hat dem Vorschlag am 28. September 2021 in erster 
Lesung zugestimmt. Dies hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) in einer 
Pressemitteilung vom 01. Oktober 2021 mitgeteilt. 

Hintergrund 

Die Europäische Kommission legte am 12. April 2016 erstmals einen Vorschlag 
für einen öffentlichen Ertragsteuerinformationsbericht (sogenannter 
öffentlicher Country-by-Country Report) für multinationale Unternehmensgruppen 
mit einem konsolidierten Umsatz von über 750 Mio. Euro vor. Der Vorschlag sieht 
eine Änderung der Bilanzrichtlinie (2013/34/EU) vor. 

Bisheriger Verfahrensverlauf 

Am 25. Februar 2021 wurde erstmals eine qualifizierte Mehrheit im 
Wettbewerbsfähigkeitsrat hergestellt. Danach folgten informelle Trilog-
Verhandlungen zwischen der Europäischen Kommission, dem Rat und dem 
Europäischen Parlament. Am 28. September 2021 stimmte der 
Wettbewerbsfähigskeitsrat dem Vorschlag zur Änderung der Bilanzrichtlinie in 
erster Lesung zu. Nun muss noch das Europäische Parlament zustimmen. 
Anschließend erfolgt die Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union. 
Die Änderung tritt 20 Tage nach Veröffentlichung im Europäischen Amtsblatt in 
Kraft. Die Mitgliedstaaten haben dann 18 Monate Zeit, die neuen Vorgaben in 
nationales Recht umzusetzen. 

Länderbezogene Berichte 

Länderbezogene Berichte multinationaler Unternehmensgruppen, die den 
Finanzbehörden zur Verfügung gestellt werden (Country-by-Country Reports für 
Finanzbehörden), gibt es bereits seit längerer Zeit. Diese sind Teil des 
sogenannten Base Erosion and Profit Shifting-Projekts (BEPS-Projekt) der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD). 2015 
wurde der Abschlussbericht des Aktionspunkts 13 vorgelegt, 
der u.a. das Country-by-Country Reporting für Finanzbehörden enthält. 

In Deutschland sind Unternehmensgruppen seit 2016 nach § 138a der 
Abgabenordung (AO) zum Country-by-Country Reporting für Finanzbehörden 
verpflichtet. Die multinationalen Unternehmensgruppen müssen den 
Finanzbehörden bestimmte Kennzahlen wie z. B. Umsatzerlöse, gezahlte 
Ertragsteuern, Gewinn und Eigenkapital mitteilen sowie alle Konzerneinheiten mit 
jeweiliger Hauptgeschäftstätigkeit auflisten. Die im Rahmen des 
öffentlichen Country-by-Country Reporting zu veröffentlichenden Kennzahlen 
sind größtenteils deckungsgleich mit denen des Country-by-Country 
Reporting für Finanzbehörden. 

Fundstelle 

BMF, Pressemitteilung vom 01. Oktober 2021.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Beps/beps.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Europa/2021-10-01-oeffentlicher-ertragsteuerinformationsbericht.html
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 14. Oktober 2021 

 
 
Die Aktienzuteilung im Rahmen eines US-amerikanischen "Spin-
Off" ist nach § 20 Abs. 4a Satz 7 EStG steuerneutral, wenn die 
"wesentlichen Strukturmerkmale" einer Abspaltung i.S. des § 123 
Abs. 2 UmwG erfüllt sind. Die Kapitalverkehrsfreiheit nach Art. 63 
AEUV gebietet eine Erstreckung des § 20 Abs. 4a Satz 7 EStG 
auch auf ausländische Vorgänge. Der Begriff der "Abspaltung" i.S. 
des § 20 Abs. 4a Satz 7 EStG ist typusorientiert auszulegen. 
Danach ist in Drittstaatenfällen ein gesetzlicher 
Vermögensübergang durch partielle Gesamtrechtsnachfolge nicht 
erforderlich (entgegen BMF-Scheiben vom 18.01.2016, BStBl I 
2016, 85, Rz 115 i.V.m. BMF-Schreiben vom 11.11.2011, BStBl I 
2011, 1314, Rz 01.36). 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 036/21 sowie die im 
Wesentlichen inhaltsgleichen Urteile VIII R 28/19, VIII R 6/20, VIII 
R 19/20 und VIII R 27/20 vom selben Tage. 
 
 
Zahlungen des Beschenkten zur Abwendung etwaiger 
Herausgabeansprüche des Vertragserben bzw. des Nacherben 
sind als Aufwendung zur Erlangung und Sicherung des Erwerbs 
gemäß § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 i.V.m. § 1 Abs. 2 ErbStG bei der 
Besteuerung der Schenkung erwerbsmindernd zu berücksichtigen. 
Solche Zahlungen stellen rückwirkende Ereignisse i.S. von § 175 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO dar. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 035/21. 
 
 
 
 
 
Ein ausländischer Vorgang ist dann nicht mit einer Abspaltung i.S. 
des § 20 Abs. 4a Satz 7 EStG vergleichbar, wenn es an einer 
Übertragung von Vermögensteilen gegen Gewährung von Anteilen 
des übernehmenden Rechtsträgers an die Anteilsinhaber des 
übertragenden Rechtsträgers fehlt. Die Ermittlung der Höhe des 
Kapitalertrags ist nicht bereits deshalb unmöglich i.S. des § 20 
Abs. 4a Satz 5 EStG, weil die Anteile von einer ausländischen 
Gesellschaft zugeteilt werden (entgegen BMF-Schreiben vom 
18.01.2016, BStBl I 2016, 85, Rz 111). 
 

Zum Urteil, siehe auch das teilweise inhaltsgleiche Urteil VIII R 
17/18. 
 
 
 
 

Urteil VIII R 9/19: 
Zuteilung von Aktien im 
Rahmen eines 
ausländischen "Spin-
Off"- ertragsteuerliche 
Folgen für den 
inländischen 
Privatanleger 
 
 
 
01. Juli 2021 
 

Urteil II R 24/19: 
Abzugsfähigkeit von 
Zahlungen des 
Beschenkten zur 
Abwendung von 
Ansprüchen des 
beeinträchtigten 
Vertragserben bzw. 
Nacherben 
 
 
06. Mai 2021 
 

 

 

Urteil VIII R 14/20: 
Besteuerung von 
Anteilszuteilungen 
durch eine EU-
Kapitalgesellschaft - 
steuerneutrale 
Kapitalmaßnahmen i.S. 
des § 20 Abs. 4a EStG 
 
 
 
04. Mai 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110193/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/aktienzuteilung-im-rahmen-eines-us-amerikanischen-spin-off-kein-steuerpflichtiger-kapitalertrag/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150156/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150157/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150158/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150158/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150159/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110190/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/abziehbarkeit-von-zahlungen-an-beeintraechtigte-nach-bzw-vertragserben/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110194/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110192/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110192/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VIII R 15/20: Zuteilung von Aktien im Rahmen eines ausländischen 
"Spin-Off" - ertragsteuerliche Folgen für den inländischen Privatanleger 
01. Juli 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil V R 16/20: Haftung bei Forderungsabtretung 
22. Juni 2021 
Zum Urteil 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

Drittwirkung der Steuerfestsetzung bei Organschaft 

Ist für eine Organgesellschaft entgegen § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG eine 
Steuerfestsetzung ergangen, ergibt sich hieraus eine Drittwirkung i.S. von § 166 
AO. Der Organträger kann dann keinen Vorsteuerabzug aus Eingangsleistungen 
geltend machen, die von Dritten über die Organgesellschaft bezogen wurden. 
Das Recht des Organträgers, die Nichtbesteuerung von Innenleistungen geltend 
zu machen, die er an die Organgesellschaft erbracht hat, bleibt unberührt. Das 
hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Der Kläger ist im Rahmen seines Einzelunternehmens als tätig. Der Kläger ging in 
Übereinstimmung mit dem Beklagten (Finanzamt) davon aus, dass er gemäß § 2 
Abs. 2 Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) Organträger der PL-GmbH und 
der PR-GmbH war. Beide GmbHs erbrachten steuerbare Leistungen gegen 
Entgelt an drei KGs (C-KG, P-KG und R-KG), bei denen der Kläger jeweils 
einziger Kommanditist sowie Alleingesellschafter und einziger Geschäftsführer 
der jeweiligen Komplementär-GmbH war. Dabei handelte es sich in Bezug auf die 
C-KG um die C-GmbH und in Bezug auf die beiden anderen KGs um die F-
GmbH. 

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der der Kläger auch als Organträger der 
drei KGs anzuerkennen ist. Eine entsprechende Änderung der Bescheide 
versagte das Finanzamt mit Hinweis auf die eingetretene 
Festsetzungsverjährung. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 

Das Finanzgericht hat bei seinem Urteil die Drittwirkung der Steuerfestsetzung 
nach § 166 Abgabenordnung (AO) nicht beachtet, so dass seine Entscheidung 
nur in Bezug auf nicht steuerbare Innenumsätze zutreffend ist. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110195/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110191/
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Für die KGs lagen unanfechtbare Steuerfestsetzungen vor. Wie sich aus § 155 
Abs. 5 AO ergibt, ist auch die Festsetzung einer Steuervergütung als 
Steuerfestsetzung anzusehen. Die Drittwirkung erfasst daher auch die 
Steuervergütungsbescheide, die im Streitfall für die KGs ergangen sind. 

Die aus § 166 AO folgende Drittwirkung betrifft zwar insbesondere 
Haftungsbescheide nach § 191 AO, ist aber nicht auf diese beschränkt. Dies 
ergibt sich bereits aus der systematischen Stellung dieser Vorschrift als Teil der 
allgemeinen Vorschriften zur Steuerfestsetzung gemäß §§ 154 ff. AO. Sie ist 
daher auch im hier vorliegenden Verfahren der vom Kläger begehrten Änderung 
seiner Umsatzsteuerfestsetzungen zu berücksichtigen. 

Die KGs sind als Steuerpflichtige i.S. von § 166 AO zu behandeln. Die Person 
des Steuerpflichtigen bestimmt sich nach der allgemeinen Definition in § 33 Abs. 
1 AO. Steuerpflichtiger ist danach insbesondere, wer die Steuer schuldet. 

Bei einer Rechtsprechungsänderung können Organträger und 
Organgesellschaften nicht beanspruchen, im selben Besteuerungszeitraum für 
den einen Unternehmensteil (hier: Organgesellschaft) auf der Grundlage der 
bisherigen Rechtsprechung und für den anderen Unternehmensteil (hier: 
Organträger) nach der geänderten Rechtsprechung besteuert zu werden. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 26. August 2021 (V R 13/20), veröffentlicht am 07. Oktober 2021. 

 

EuGH: Minderung der Steuerbemessungsgrundlage bei Preisnachlass 
durch Pharmaunternehmen 

Nach Ansicht des Europäischen Gerichtshofs ist ein pharmazeutisches 
Unternehmen, das an den staatlichen Krankenversicherungsträger Zahlungen 
aus den Einnahmen leistet, die es mit Arzneimitteln erzielt und somit nicht das 
ganze Entgelt erhalten hat, zur Minderung seiner umsatzsteuerlichen 
Bemessungsgrundlage berechtigt. In dem ungarischen Fall nahmen die 
Europarichter auch zur Notwendigkeit des Vorliegens einer ordnungsgemäßen 
Rechnung Stellung. 

Hintergrund 

In Ungarn erfolgt der Vertrieb von Arzneimitteln im Einzelhandel mit Ausnahme 
der Krankenhäuser über Apotheken. Die Apotheken versorgen sich bei 
Großhändlern, und die Großhändler versorgen sich bei 
Arzneimittelvertriebsunternehmen wie Boehringer Ingelheim. 

Die Arzneimittel können vom staatlichen Krankenversicherungsträger (NEAK) 
bezuschusst werden, der dann ein sogenanntes Preiszuschusssystem anwendet. 
Nach diesem System gewährt der NEAK im Rahmen ambulanter Behandlungen 
einen Kaufpreiszuschuss für rezeptpflichtige Arzneimittel, der von der 
Sozialversicherung übernommen wird. Die Zahlung des Preises für das 
bezuschusste Arzneimittel wird anschließend zwischen dem NEAK und dem 
Patienten aufgeteilt. Der NEAK vergütet der Apotheke nachträglich den in Rede 
stehenden Zuschussbetrag. Der Arzneimittelpreis, den die Apotheken erhalten 
und der die Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer ist, hat somit zwei 
Komponenten, nämlich den Zuschuss des NEAK und die vom Patienten gezahlte 
„Erstattungsgebühr“. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110186/
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Damit die von ihr auf dem ungarischen Markt vertriebenen Arzneimittel 
bezuschusst bleiben, schloss Boehringer Ingelheim mit dem NEAK für den 
Zeitraum vom 1. Oktober 2013 bis 31. Dezember 2017 
„Zuschussvolumenverträge“. Auf der Grundlage dieser Verträge verpflichtete sich 
Boehringer Ingelheim, an den NEAK für die Menge der von ihr vertriebenen 
Arzneimittel Zahlungen in Höhe des in den Verträgen festgelegten Betrags zu 
leisten, die vom Umsatz aus dem Verkauf dieser Arzneimittel abgezogen wurden. 

Über die Zahlungen von Boehringer Ingelheim wurde seitens der NEAK keine 
Rechnung ausgestellt. Boehringer Ingelheim ist der Auffassung, dass der von ihr 
an den NEAK gezahlte Betrag, der von ihrem Umsatz abgezogen werde, gemäß 
Art. 90 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie zu einer Verminderung der 
Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer führe, so dass sie Anspruch auf 
Erstattung der Umsatzsteuer habe. 

Neben den beiden Vorlagefragen möchte das vorlegende Gericht auch wissen, 
ob im Rahmen des vorliegenden Rechtsstreits das Urteil vom 20. Dezember 
2017, Boehringer Ingelheim Pharma (C-462/16), anwendbar ist, in dem der 
Gerichtshof festgestellt hat, dass die Abschläge, die ein pharmazeutisches 
Unternehmen deutschen Unternehmen der privaten Krankenversicherung 
gewährt, zu einer Verminderung der Bemessungsgrundlage für die 
Mehrwertsteuer dieses Unternehmens führen, wenn es Arzneimittel über 
Großhändler an Apotheken liefert, die die Arzneimittel an privat 
Krankenversicherte liefern, denen von der privaten Krankenversicherung die 
Kosten für den Bezug der Arzneimittel erstattet werden. 

Entscheidung des EuGH 

Da das pharmazeutische Unternehmen einen Teil der durch den Verkauf der 
Arzneimittel erzielten Gegenleistung, nicht erhält, ist von einem Preisnachlass 
für diese Arzneimittel nach der Bewirkung des Umsatzes im Sinne von Art. 90 
Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie auszugehen. 

Diese Auslegung werde auch nicht durch den vom vorlegenden Gericht 
angeführten Umstand in Frage gestellt, dass – anders als in dem Sachverhalt, der 
dem Urteil vom 20. Dezember 2017, Boehringer Ingelheim Pharma (C-
462/16) zugrunde lag – die von Boehringer Ingelheim an den staatlichen 
Krankenversicherungsträger geleisteten Zahlungen nicht aufgrund einer 
gesetzlichen Verpflichtung geschuldet werden, sondern aufgrund von zwischen 
beiden geschlossenen Verträgen. Es komme nur darauf an, so der EuGH, dass 
der Steuerpflichtige nicht die gesamte Gegenleistung oder einen Teil davon 
erhält. Im vorliegenden Fall verfügte Boehringer Ingelheim jedoch nicht über die 
gesamte Gegenleistung für die verkauften Arzneimittel, sondern nach Abzug der 
an den staatlichen Krankenversicherungsträger geleisteten Zahlungen nur über 
einen Teil des von den Großhändlern, an die sie ihre Arzneimittel verkauft hat, 
gezahlten Endbetrags. 

Des Weiteren hatte das vorlegende Gericht die Frage aufgeworfen, ob die 
nachträgliche Verminderung der Bemessungsgrundlage für die Mehrwertsteuer 
voraussetzt, dass der erstattungsberechtigte Steuerpflichtige über eine 
Rechnung verfügt, die auf seinen Namen lautet und den zur Erstattung 
berechtigenden Umsatz nachweist, selbst wenn eine solche Rechnung nicht 
ausgestellt wurde und dieser Umsatz auf andere Weise nachgewiesen werden 
kann. 

Hierzu der EuGH: Die Formalitäten, die von den Steuerpflichtigen zu erfüllen sind, 
damit sie gegenüber den Steuerbehörden das Recht auf Verminderung der 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=198064&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=6839450
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

Bemessungsgrundlage für die Mehrwertsteuer ausüben können, müssen sich auf 
diejenigen beschränken, die den Nachweis ermöglichen, dass nach Bewirkung 
des Umsatzes die Gegenleistung zum Teil oder in vollem Umfang endgültig nicht 
erlangt wurde. Insoweit haben die nationalen Gerichte zu prüfen, ob dies bei den 
vom betreffenden Mitgliedstaat verlangten Formalitäten der Fall ist. –   Da jedoch 
der Besitz einer Rechnung nach ungarischem Recht eine unerlässliche 
Bedingung für eine Verminderung der Steuerbemessungsgrundlage ist, wird die 
Neutralität der Mehrwertsteuer dann beeinträchtigt, wenn es dem 
Steuerpflichtigen unmöglich gemacht oder übermäßig erschwert wird, eine solche 
Rechnung zu erhalten. 

Boehringer Ingelheim hatte, wie ausgeführt, über keine Rechnungen über die von 
ihr an den staatlichen Krankenversicherungsträger geleisteten Zahlungen verfügt, 
da dieser nur Zahlungsaufforderungen ausgestellt hat. In einem solchen Fall 
gebieten die Grundsätze der Neutralität der Mehrwertsteuer und der 
Verhältnismäßigkeit, dass der betreffende Mitgliedstaat dem Steuerpflichtigen 
erlaubt, vor den nationalen Steuerbehörden mit anderen Mitteln nachzuweisen, 
dass der Umsatz, der zu einer Verminderung der Steuerbemessungsgrundlage 
berechtigt, tatsächlich bewirkt worden ist. Dies gelte umso mehr, wenn wie im 
vorliegenden Fall, der in Rede stehende Umsatz in Bezug auf eine staatliche 
Einrichtung bewirkt wurde. 

Fundstelle 

EuGH, Urteil vom 6. Oktober 2021 (C-717/19), Boehringer Ingelheim. 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=247054&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=6827194
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 
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